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Werte Mitglieder, werte Landwirtinnen und Landwirte,  
im kommenden Juni werden wir in Sachsen-Anhalt 
Kommunal- und Europawahlen abhalten. Die 
Vorbereitungen in den Parteien laufen schon länger 
an, seien es die Wahlprogramme für die Europawahl 
oder das Qualifizieren von Kandidaten für die 
Kommunalwahlen. Beide Wahlen sind für unsere 
Branche von Relevanz.
Bei den Kommunalwahlen wird es für die Landwirtschaft 
darauf ankommen, dass Kandidaten vielfältig und 
parteiübergreifend in die Gremien kommen, die die 
Sichtweisen der Landwirtschaft und der weiteren 
Wirtschaftspartner mitbringen und als Multiplikatoren 
dienen können. Inhaltlich können wir als Verband nicht 
zu viel beitragen. Es handelt sich um gelebte Politik 
von Menschen vor Ort, die von den Themen vor Ort 
bestimmt wird. Im Nachgang ist eher vorzusehen, 
dass wir den gewählten Vertretern, die eine Nähe 
zum Verband aufweisen, persönliche und inhaltliche 
Qualifizierungsmöglichkeiten mit an die Hand geben. 
Für die Europawahl sieht das schon differenzierter 
aus. Auf die Kandidaten der Parteien haben wir keinen 
Einfluss und im Nachgang werden wir auch weiterhin 
eine sehr überschaubare Auswahl an Abgeordneten 
haben, die für Sachsen-Anhalt aktiv sein werden. 
Ansetzen werden wir frühzeitiger auch über die 
Ebene des DBV, indem wir unsere berufsständischen 
Forderungen an die Parteien übermitteln und diese 
idealerweise in Wahlprogrammen Widerhall finden. 
In dieser Phase befinden wir uns derzeit und werden 
auch auf dem Bauernverbandstag in Staßfurt hierzu 
unsere Forderungen aufstellen. Für den Mai 2024 
sehen wir eine Präsidiumssitzung und einen Polittalk 
vor, der sich den Wahlen widmen wird. 
Mit dem Blick auf Europa wird entscheidend sein, 
dass es eine vernünftige Wahlbeteiligung braucht, 
Wahlprogramme gelesen werden und Wahl-
entscheidungen getroffen werden, die nicht lediglich 
von Protest geprägt sind. Das Parteienspektrum und 
die Vielfalt im Europäischen Parlament sind deutlich 
umfangreicher und ebenso die Koalitionsmöglichkeiten. 
Was in diesen weltpolitisch und wirtschaftlich teilweise 
aufgewühlten und hektischen Zeiten nicht vernach-
lässigt werden darf, ist dass wir auch in Deutschland 
auf eine funktionsfähige EU angewiesen sind. Bei 
aller Kritik an der EU und ihren Institutionen, und 
davon hat die landwirtschaftliche Branche mehr als 
genug, darf nicht vergessen werden, dass sich die 
Weltpolitik derzeit neu sortiert. Um den Angriffen 
auf unser freiheitliches Modell in Europa zu trot-
zen, braucht es starke Institutionen, jedoch auch 
den Rückhalt der Bevölkerung für diese. Das euro-
päische Friedensprojekt der 1990iger Jahre mit den 
ersten Aufnahmen osteuropäischer Staaten ist kein 
Selbstläufer mehr, sondern man muss um die Freiheit 
täglich kämpfen. 

Um diesen Rückhalt zu 
bekommen,  müssen 
sich auch die europä-
ischen Einr ichtungen 
über ihre künftige poli-
tische Ausrichtung sehr 
v ie l mehr Gedanken 
machen. Der Eindruck, 
dem man sich so man-
ches Mal nicht erwehren 
kann, ist der, dass immer 
mehr aus Brüssel in die 
Staaten hineinreguliert 
wird. Das war weder das 
ursprüngliche Ansinnen, 
noch kommt das bei den meisten Bürgern gut an, son-
dern sorgt für Verdruss, Frustration und schwierige 
Wahlentscheidungen. Die große Linie muss künftig 
wieder sein, dass man den Bürgern etwas zutraut. Mehr 
Regulatorik wird nicht zu mehr Europabegeisterung 
führen. Mit permanenten Zumutungen schaffen wir 
keine Perspektiven für die über 500 Millionen Bürger 
vom Nordkap bis Sizilien. 
Mit dem Blick auf die Jahre seit der letzten Europawahl 
und dem Beginn der Amtszeit der EU-Kommission 
am 01.12.2019, muss man konstatieren, dass 
weder Corona, der Krieg in der Ukraine noch die 
Wiederkehr der Zinsen am Kapitalmarkt in der Form 
vorhersehbar waren. Das waren Herausforderungen, 
denen sich das Instrument des Green Deal, der die 
umspannende politische Klammer sein sollte, in sei-
ner Entstehungsgeschichte nicht widmen musste. 
Im Kommentar aus dem Januar 2020 verwies ich 
auf die Notwendigkeit, dass die Bürger bei diesem 
Instrument auch wirtschaftlich mitgenommen wer-
den müssen. In Ansicht der multiplen Krisen konnte 
man das Gefühl nicht durchgängig mitnehmen. 
Wenn es einer Kurskorrektur bedarf, dann bei die-
sem Instrument künftig in der Form, als dass mit 
Klima- und Umweltschutz unter Wahrung von vollum-
fänglichen Eigentumsrechten wirtschaftliche Aktivität 
zu entfalten ist. Das gilt insbesondere für die land-
wirtschaftliche Branche, die mit SUR, NRL und Green 
Finance in den letzten Jahren Instrumente vorgesetzt 
bekommen sollte, die das diametrale Gegenteil sind. 
Klimaschutzargumente haben das nicht gerechtfer-
tigt, sondern die Fraktion der Einschränkung hatte die 
Oberhand. Ein politischer Kurswechsel ist in Zukunft 
nötig, wir haben in Europa zu viele strategische 
Herausforderungen. Jeder Wahlberechtigte hat des-
halb die Möglichkeit und Verpflichtung seinen Beitrag 
zu leisten. 
Ihr Marcus Rothbart
Hauptgeschäftsführer des
Bauernverbandes Sachsen-Anhalt e.V.
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